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Stadt Schongau ) Landkreis Weilheim-Schongau
vorhabenbezogener Bebauungsplan "Forchet lll, 17. Anderung"

Satzung der Stadt Schongau
for den vorhabenbezogenen Bebauungsplan

"Forchet Ill, 17. Anderung”,
gemdB § 12 i.V.m. § 13a BauGB, mit integriertem Grinordnungsplan

Aufgrund
* des 88 2 und 10 des Baugesetzbuches (BauGB),
* des Art. 23 der Gemeindeordnung fir den Freistaat Bayern (GO),
* der Bayerischen Bauordnung (BayBO),
* der Verordnung ber die bauliche Nutzung der Grundsticke (BauNVO),
 der Verordnung ber die Ausarbeitung der Bauleitpléne und Gber die Darstellung des Planinhalts
(Planzeichenverordnung 1990 - PlanZV 90),
* des Bayerischen Naturschutzgesetzes (BayNatSchG),

in der jeweils giltigen Fassung erl@sst die Stadt Schongau folgende Satzung:

& 1 Raumlicher Geltungsbereich

Das Plangebiet liegt siidlich der Marktoberdorfer Strafle, zwischen der Zugspitzstraie und der Klammspitzstrafe.

Das Plangebiet umfasst das Grundstiick mit der FI.-Nr. 1867, Gemarkung Schongau. Das Gebiet hat eine Gro-
e von ca. 0,22 ha. Die genaue Gréfie und Lage ergibt sich aus der Bebauungsplanzeichnung.

§ 2 Bestandteile der Satzung

Die Satzung besteht aus den nachstehenden Vorschriften und dem zeichnerischen Teil mit textlichen Festsetzun-
gen, jeweils in der Fassung vom . .2022. Der Satzung ist eine Begrindung in der selben Fassung beigefigt.

Der Vorhaben- und ErschlieBungsplan, ,2021 02 WA ImmoWild Zugspitzstraie, Schongau”, fir die ImmoWild
GmbH, Schwabniederhofen, erstellt vom Ingenieurbiro Riesemann, Landsberg a.L., i.d.F. vom 29.04. /
10.06.2022, ist Bestandteil dieser Satzung.

& 3 Art der baulichen Nutzung

3.1 Das Bauland im réumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird als Mischgebiet ,MI* geméf
8§ 6 BauNVO festgesetzt.

3.1.1 Essind nach § 12 Abs. 3a BauGB nur solche Nutzungen zuléssig, fir die sich der Vorhabentréger im Durch-
fohrungsvertrag verpflichtet.

3.1.2 Unter Hinweis auf § 1 Abs. 6 BauNVO wird bestimmt, dass die nach § 6 Abs. 2 Ziffer 3 BauNVO zulassigen
Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungsgewerbes wie auch
die nach Ziffern 6, 7 und 8 enthaltenen Gartenbaubetriebe, Tankstellen und Vergnigungsstétten nicht zulés-
sig sind.

3.1.3 Unter Hinweis auf § 1 Abs. 7 BauGB wird bestimmt, dass im Erdgeschoss nur gewerbliche Nutzungen zulés-
sig sind.

3.2 Die Ausnahmen nach § 6 Abs. 3 BauNVO werden nicht Bestandteil des Bebauungsplanes.

& 4 MafB der baulichen Nutzung
4.1 Das MaB3 der baulichen Nutzung wird durch die Grundfléchenzahlen (GRZ), Geschossfléchenzahlen (GFZ),
die Zahl der Geschosse und die Héhe der baulichen Anlagen bestimmt, siehe Tabelle in § 8.1 dieser Sat-
zung. Die vorgenannten stédtebaulichen Werte und die in der Planzeichnung eingetragenen Zahlen gelten
als Obergrenzen im Sinne des § 17 BauNVO.
Die Regelung des § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO darf angewandt werden.

4.2 Innerhalb der Baugrenze ist das Vorhaben nach der vorliegenden Satzung zuléssig.
Nach § 9 Abs. 1 Nr. 2a BauGB wird festgesetzt: Es gelten die Abstandsflachen analog zu Art. 6 Abs. 5 Bay-
BO mit 0,4 H. Uberschreiten die so ermittelten Abstandsfléchen die Grundstiicksgrenze enden sie an dieser.
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8 5 Bauweise
Im Bebauungsplangebiet gilt die offene Bauweise gemdafl § 22 Abs. 2 BauNVO.

Die Gberbaubare Flache wird durch Baugrenzen bestimmt. Fir Nebenanlagen gilt dariiber hinaus die Linie
nach 15.3 PlanZV gemdB Planzeichnung.

Hinweis: GemaB § 23 Abs. 3 Satz 3 BauNVO kann als Ausnahme die Uberschreitung der Baugrenze um bis
zu 1,50 m fur einzelne Gebdaudeteile wie beispielsweise Gesimse und Dachibersténde zugelassen werden.
Dies gilt auch fir untergeordnete Vorbauten wie Balkone, Kellerlichtschéchte, Treppenstufen, Vordécher und
dergleichen, wenn sie insgesamt nicht mehr als ein Drittel der Breite der Auflenwand des jeweiligen Gebéu-
des, héchstens jedoch insgesamt 5 m in Anspruch nehmen; im Ubrigen gilt hier Art. 6 Ziffer 6 der BayBO.

Im Bereich der in der Planzeichnung dargestellten, dunkelblauen Linie sind SchallschutzmaBBnahmen, die ge-
mé&B § 11 erforderlich sind, zuldssig.

& 6 Garagen/ Nebenanlagen / Stellplétze

Nebenanlagen und Garagen dirfen nur innerhalb der durch Baugrenzen oder der durch die rote Linie ge-
méf Ziffer 15.3 PlanZV bestimmten Uberbaubaren Fléchen errichtet werden; Stellplétze auch auBerhalb, je-
doch nicht auf festgesetzten Grinfléchen.

Fur Garagen und Nebenanlagen sind ausschlieBlich begriinte Flachdécher zuléssig. Die Uberdeckung der
Garagendécher muss mindestens 0,3 m Mutterboden beinhalten und ist zu begriinen. Dachbegrinungen
werden nicht auf die Wandhéhe angerechnet.

Ausnahmsweise sind fir Nebenanlagen mit unter 10 m2 Grundfldche auch andere Dachformen zuléssig.

Die Garagenanlage an der Marktoberdorfer Strafe ist zu dieser Strafle hin anzuschitten. Die entstehende
Béschung ist zu begrinen, sodass mit der Dachbegriinung der Garagen ein geschlossenes Griin entsteht.

Vor Garagentoren sind mindestens 6 m Abstand zur Hinterkante der dffentlichen Strafie einzuhalten.
Die in der Planzeichnung dargestellten Stellplatze sind verbindlich einzurichten.

Fur (Tief-)Garagen und deren Einfahrten gilt auch die rote Linie nach 15.3 PlanZV geméf Planzeichnung.
Das Dach der Tiefgarage ist mit mindestens 0,60 m Mutterboden zu Gberdecken und zu begrinen.

Stellplatze dirfen nicht versiegelt werden missen versickerungsféhig ausgefihrt werden

Die notwendige Anzahl der Stellplatze bemisst sich auf Grundlage der Satzung der Stadt Schongau iber die
Herstellung von Stellplétzen (Stellplatzsatzung) in der aktuell giltigen Fassung (vorliegend i.d.F. vom

12.09.1994)
Fur die Neigung der Rampe der Tiefgarage ist bis zu 18 v.H. (abweichend zu § 3 Abs. 1 GaStellV) zuléssig.
Im Ubrigen gilt die Stellplatzsatzung der Stadt Schongau.

& 7 Grinordnung

Die nicht Uberbauten Fléchen des Baugrundsticks sind in landschaftsgerechter Art und Weise mit heimischen
Gehélzen zu bepflanzen, zu begriinen und zu unterhalten. Steingérten und foliengedeckte Gartenfléchen
stellen keine gértnerische Gestaltung dar und sind unzuléssig.

Auf dem Baugrundstiick sind pro 300 m?2 ein Baum der 2. Wuchsordnung, zwei Obstbdume (Halbstamm)
oder funf Strducher geméfB der nachfolgenden Pflanzliste zu pflanzen. Von den Pflanzstandorten der Plan-
zeichnung kann innerhalb des Grundsticks bzw. innerhalb der Grinfléche mit Bepflanzungsauflagen abge-
wichen werden. Die Grenzabstdnde gemdf AGBGB sind einzuhalten.

Je funf erforderliche Kfz-Stellplétze ist ein Kleinbaum mit einer Wuchshéhe von 5 bis 10 m geméf der Pflanz-
liste auf dem Baugrundstiick zu pflanzen. Fir die Bepflanzung sind heimische Gehélze zu verwenden.

Dem Bauantrag ist ein Freifléchengestaltungsplan beizulegen.

Fur die vorgenannten EingrinungsmafBBnahmen kénnen heimische Arten aus der nachfolgenden Pflanzliste
ausgewdhlt werden.
Hinweis: Die mit ,*“ markierten Arten fallen unter das Forstvermehrungsgutgesetz (FoVG).
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8.2

8.3

Pflanzliste:

Bsume 1.Wuchsordnung,
Mindestqualitét: Hochstamm, 3 x v. H., StU 20-25

Acer platanoides Spitz-Ahorn*
Acer pseudoplatanus Berg-Ahorn*
Betula pendula Hange-Birke*
Pinus sylvestris Wald-Kiefer*
Quercus robur Stiel-Eiche*
Salix alba Silber-Weide
Tilia cordata Winter-Linde*
Tilia platyphyllos Sommer-Linde*
Ulmus glabra Berg-Ulme

Baume 2. Wuchsordnung
Mindestqualitét: Hochstamm, 3 x v. H., StU 18-20

Acer campestre - Feldahorn

Alnus sp. - Erlen-Arten (Schwarz- und Grau-Erle*)

Carpinus betulus - Hainbuche *

Malus sylvestris - Wildapfel

Prunus avium - Vogelkirsche*

Sorbus aucuparia - Vogelbeere

Sorbus aria - Mehlbeere
Strducher, Mindestqualitat: 2 x v. H. 60 =100 cm
Cornus mas Kornelkirsche
Cornus sanguinea Roter Hartriegel
Corylus avellana Haselnuss
Crataegus monogyna Eingriffliger Weildorn
Ligustrum vulgare Liguster
Lonicera xylosteumn Heckenkirsche
Prunus spinosa Schlehe
Sambucus nigra Schwarzer Holunder
Viburnum lantana Wolliger Schneeball

Obstbdume,

Mindestqualitét: 3x v.m.B. StU 14-16 cm, Halbstamm, Kronenansatz 1,60 m, nur heimische Sorten

Zuséitzlich kommen standortgerechte Arten und Sorten von Wildstréuchern und Wildrosen in Betracht. Aus
naturschutzfachlichen Grinden sind fremdlandische Gehélze sowie rot- und gelblaubige bzw. blaunadelige
Gehoélze innerhalb des Plangebietes ausgeschlossen.

§ 8 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen/ Gestaltung der Gebéude/ Ma3 der Baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 4 BauGB und Art. 81 BayBO)

Es werden fir das Gebdude nachfolgende Bestimmungen getroffen:

Hohenkote Maximale Maximale Dachform Anzahl der Geschosse
(m 0 NN) Wandhéhe Gebdaudehshe

731,50 12,5 m 12,9 m Flach- / Pultdach bis 7° /v
Definition

Wandhshe = Als Maf3 gilt die senkrechte Entfernung von der festgesetzten Héhenkote bis Oberkante
Dachhaut, gemessen in der Verléngerung der Auflenwand.

Gebédudehshe = Als Maf} gilt die senkrechte Entfernung von der festgesetzten Héhenkote bis Oberkante
Dachfirst.

Hohenkote = definierte Hohe fir Oberkante Rohfu3boden im Erdgeschoss (OK RFB EG)

Il / IV = verbindlich drei bzw. vier Geschosse geméf Planzeichnung

Die Oberkante der Bristung im dreigeschossigen Bereich wird auf 10 m beschrénkt. Es gilt hier das senk-
rechte Maf3 von der festgesetzten Héhenkote bis zum oberen Abschluss des Bauteils

Die Dacheindeckung nicht begrinter Décher hat mit gleichfarbig roten, braunen oder anthrazitfarbenen
Dachpfannen zu erfolgen. Fir Flach- und Pultdécher sind Eindeckungen in Blech zuldssig. Gauben, Giebe-
laufbauten und negative Dacheinschnitte sind unzuléssig. Unabhdngig von den o. g. Vorschriften sind Mate-
rialien zuléssig, die fur Solarenergieanlagen Ublich bzw. erforderlich sind. Dachbegriinung ist zuléssig.
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8.4
8.4.1

8.4.2

8.5

8.6

9.2

9.3

9.4

9.5

Fassaden:

AuBenwdnde sind in herkdmmlicher handwerklicher Art glatt zu verputzen. Hierbei sind nur Kalk- oder Mine -
ralfarben in gebrochenen weiffen oder in sandigen Ténen zuldssig. Alternativ kénnen Holzverkleidungen an-
gebracht werden. Der Anstrich von hélzerner Fassadenverkleidung hat naturfarben (Grau- bis Braunschattie-
rungen) zu erfolgen, wobei naturbelassenes Holz zuldssig ist.

Unabhéngig von den o. g. Vorschriften sind bis zu 50 % der gesamten Fassaden des jeweiligen Gebéudes in
Farben zuléssig, die fir Solarenergieanlagen Ublich bzw. erforderlich sind.

Std- und Ostfassaden in Bereichen ohne dariberliegende Balkone und Fensteréffnungen sind zu begrinen.
Dazu sind Pflanzstreifen fir geeignete Kletterpflanzen anzulegen und, falls im Erdgeschoss erforderlich, ge-
eignete Rank- und Kletterhilfen anzubringen. Fassadenoberflachen, Verankerungen und Statik sind dabei auf
die Anforderungen der Art der Bepflanzung abzustimmen.

Fiur Dachfléchen des 3. Obergeschosses sind Solarenergieanlagen vorgeschrieben. Die vollstéindige Einde-
ckung im Rahmen der technischen Realisierbarkeit ist anzustreben. Eine Aufstéinderung ist bis 0,6 m Gber der
Dachoberfléche zuléssig. Diese Solarenergieanlagen fallen nicht unter die Begrenzung fur die maximal zulds-
sige Gebdudehshe.

Balkone, Erker und Vorbauten sind in Konstruktion und Material auf die Art des Gebédudes abzustimmen.

8§ 9 Einfriedungen/ Freifldchengestaltung / Niederschlagswasser

Einfriedungen, Zaune und Stréucher zum &ffentlichen Straenraum dirfen die Verkehrssicherheit nicht beein-
tréchtigen. Einfriedungen und Zéune missen mindestens 0,5 m gegeniber der dffentlichen Verkehrsflachen
zurUckversetzt werden.

Stitzkonstruktionen im Bereich der Freifléchen sind optisch zu gliedern, in einer Bauweise auszufihren, die
for Wasser und Kleinlebewesen durchléssig ist (z.B. Trockenmauern aus Natursteinen, Gabionen, mindestens
abschnittsweise 15 cm Bodenfreiheit etc.) und dauerhaft zu begrinen.

Wo die Schallschutzmafinahme (gem. § 11.2.2) nicht als begrinter Wall ausgefihrt wird, ist eine Schall-
schutzwand zu errichten. Diese ist begriint oder in natirlichem Holz bzw. in natirlichen Holzfarben zuléssig.
lhre bauliche Héhe ist auf das fur die Schallschutzmafinahme erforderliche Maf3 zu beschrénken.

Es ist im Rahmen der Eingabeunterlagen ein mit dem Freifléchengestaltungsplan abgestimmtes Entwéisse -
rungskonzept fir das Grundstiick vorzulegen. Das anfallende Oberfléchenwasser darf nicht auf éffentliche
Verkehrsfléchen abgeleitet werden. Niederschlagswasser von Dachfléchen soll gesammelt und als Brauch-
wasser (z.B. zur Gartenbewdésserung) Verwendung finden.

Abgrabungen und Aufschittungen sind im fir das Vorhaben erforderlichen Maf zuléssig.

Tiefgaragen sind, sofern nicht fir Treppenabgénge, Liftungsschéchte und Zufahrten und dgl. benétigt, anzu-
schitten und zu Uberdecken.

Hinweis: Bei den notwendigen Erdarbeiten ist der Sicherung des Oberbodens besondere Aufmerksamkeit zu
schenken. Gemaf § 202 BauGB ist der Oberboden in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung
oder Vergeudung zu schitzen.

& 10 Werbeanlagen
Werbeanlagen dirfen durch Gréfle und Gestaltung nicht aufdringlich wirken und das Orts- und Landschafts-
bild nicht wesentlich stéren, auffallende Leuchtfarben dirfen nur untergeordnet Verwendung finden.

Werbeanlagen auf dem Dach sind unzuléssig. Auch Muster oder Schriften die durch die Verwendung unter-
schiedlicher Dachziegelfarbténe entstehen, sind unzuléssig. Sonstige Werbeanlagen in Form von Firmenna-
men und —Logos sind in lhrer Ausdehnung auf eine Fléche von maximal 0,5 m2 zu beschrénken. lhre Hohen-
lage ist auf 3,00 m Uber dem Geldnde zu beschrénken.

§ 11 Immissionsschutz

Die schalltechnische Untersuchung der hils consult gmbh (22024 bpl str gu01 _v2) vom 01.04.2022 ist in
ihrer Gesamtheit Bestandteil des Bebauungsplanes.

Verkehrslérm

Vorbemerkung
Fiur das Gebéude ist teilweise mit erheblichen Einwirkungen bzw. Beeintréichtigungen aus Verkehrsgerduschen insbeson-

dere durch die Marktoberdorfer Strale sowie ZugspitzstraBBe zu rechnen. Die gebietsspezifischen Orientierungswerte
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(ORW) nach Bbl. 1 zu DIN 18005-1 fir Mischgebiete [von 60/50 dB(A) tags-Uber/nachts] werden dabei teilweise nicht
eingehalten und um bis zu 7 dB(A) tagsiber bzw. 9 dB(A) nachts Gberschritten. Die als obere Anhaltswerte anzusehenden
Immissionsgrenzwerte (IGW) nach 16. BImSchV werden dabei jedoch lediglich im Nachtzeitraum an den, den Straflen
unmittelbar zugewandten Fassaden um bis zu 5 dB(A) iberschritten. Konzeptionelle Mafinahmen zum Schallschutz sind

daher erforderlich.

SchallschutzmafBnahmen:

11.2.1 Laubengangerschlieung

Fur die der Marktoberdorfer Strafie und Zugspitzstrafie zugewandten Fassaden, mit schutzbedirftigen Nut-
zungen, ist fir das 1.0G und 3.0G eine geschlossene LaubengangerschlieBung mit einer Einfigedémpfung
von mindestens 12 dB vorzusehen.

und

11.2.2 Errichtung Schallschutzwand/ Wall

Errichtung einer abschirmwirksamen (schalldicht geschlossenen) Schallschutzwand-/Wall Hshe H = 3,3 m
an der Marktoberdorfer Strafle, H = 3 m entlang der Zugspitzstrafie, (Gesamt-) Lange ca. L = 76 m, schall-
technische Eigenschaft: absorbierend, Reflektionsverlust = 3 dB

und

11.2.3 Erforderliche Luftschalldémmung AuBenbauteile:

Auch unter Beriicksichtigung einer geschlossenen LaubengangerschlieBung sind bei Bauantrégen nachfol-
gende erforderliche Schallddmm-Mafle der Fassaden zu beachten, soweit nicht durch eine konkrete Prifung
(Nachweis gegen AuBBenlérm) niedrigere Werte (z.B. aufgrund von Grundrissorientierung, Abschirmung o.4.)
nachgewiesen werden kénnen.

Fassadennr./ Aus- MaBgePllcher Au- Aufenthaltsraume Buroreum? erforderliche SchallschutzmaBnahmen
. Stockwerk Benldrmpegel . und ahnli- M
richtung in Wohnungen che am Gebaude

Vorbauten oder

max. MALP erf. R'w,ges des mech. )
gem. DIN 4109- Auﬁgnbau’tée,ils in dB Liiftungsanlage / Doppelfassade / ,,Pralls‘?hei—
2:2018-01 Gem. DIN 4109-1:2018-01 Einzelliffier ~ €/8lster Bal-— be
kon / Loggia
geplante Bebauung
Nordfassade EG 65 35 30 + 1) 1)
[ Marktoberdorfer’ 1 06 - 3.06 60°) 30 30 0 ~ -
Westfassade EG 66 36 31 + 1) 1)
| ZugspitzstraBe 1.0G - 3.0G 602) 30 30 0 - -
Ostfassade EG 61 31 30 0 = =
Nord tiw. abge- 1.0G 64 34 30 0 - -
wandt Marktober- 2.0G 68 38 33 + 1) 1)
dorfer Stralte 3.0G 67 37 32 + 1) 1)
2.0G 63 33 30 0 - -
Sudfassade EG-1.0G
0 3.0G 60 30 30 - - -
abgewandte Fas- EG-3.0G 60 30 30 _ _ _
saden
Sudfassade West /
tlw. abgewandt EG - 3.0G 65 35 30 + 1) 1)
Zugspitzstralle
n.v. = nicht vorhanden
+ = erforderliche Ma3nhahme
0 = empfohlene MalRnahme
1) = alternativ zur erforderlichen oder empfohlenen Mafinahme
a) = unter Berlicksichtigung eines geschlossenen Laubenganges mit mind. 12 dB Einfligedampfung
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§ 12 Hinweise und Empfehlungen

1. Bodendenkmalpflege
Bei der Auffindung frihgeschichtlicher Funde sind die Erdarbeiten einzustellen und das Bayerische Landes-
amt for Denkmalpflege, AuBenstelle Schwaben der Abteilung Vor- und Frilhgeschichte, Klosterberg 8,
86672 Thierhaupten oder die Untere Denkmalschutzbehérde beim Landratsamt Weilheim-Schongau unver-
ziglich zu verstéindigen. Es wird darauf hingewiesen, dass eventuell zu Tage tretende Bodendenkmadler der
Meldepflicht gemé&f3 Art. 8 Abs. 1 — 2 BayDSchG unterliegen.

2. Schutzgut Boden
Die Versiegelung des Bodens ist gering zu halten. Schadstoffbelasteter Boden und Aushub, der bei Bauar-
beiten anféllt, ist entsprechend der abfall- und bodenschutzrechtlichen Vorschriften ordnungsgeméf3 und
schadlos zu entsorgen. Hieriber sind Nachweise zu fihren und dem Landratsamt auf Verlangen vorzulegen.

§ 13 Inkraftireten

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan "Forchet lll, 17. Anderung", bestehend aus der Satzung, der Bebauungs-
planzeichnung und der Begrindung, jeweils in der Fassung vom . .2022, tritt mit der Bekanntmachung in
Kraft.

Schongau, den

Falk Sluyterman van Langeweyde, Erster Birgermeister

Anlagen:
Vorhaben- und ErschlieBungsplan, ,2021 02 WA ImmoWild ZugspitzstraBe, Schongau”, fir die ImmoWild GmbH, Schwab-
niederhofen, erstellt vom Ingenieurbiro Riesemann, Landsberg a.L., i.d.F. vom 29.04. / 10.06.2022
. EG VEP 1:250 Teilbild-Nr. 148 (29.04.2022)
*  Stockwerksplan/Schnitt B-B Teilbild-Nr. 79 (10.06.2022)
*  Ansichten: West Teilbild-Nr. 183, Nord Teilbild-Nr. 180 (10.06.2022)
schalltechnische Untersuchung der hils consult gmbh (22024 bpl_str gu01_v2) vom 01.04.2022
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Begrindung

1. Geltungsbereich

Das Plangebiet liegt am Kreisverkehr der Marktoberdorfer Strale, zwischen der ZugspitzstraBe und der Wank-
straBBe und an der Klammspitzstrafie 55.

Das Plangebiet umfasst das Grundstiick mit der FI.-Nr. 1867, Gemarkung Schongau. Das Grundstiick hat eine
Groéfle von ca. 0,22 ha.

Die Lage und die Abgrenzungen sind auch dem nachfolgenden Lageplan (Abbildung 1) zu entnehmen.
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Abbildung 1: Geltungsbereich, unmafstéblich

2. Veranlassung

Der Gemeinde liegt ein Antrag auf die Erstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans vor. Der Vorha-
bentréger plant an der gegebenen Stelle ein Wohn- und Geschéftsgebdude zu errichten. Der Bereich wird durch
den gegensténdlichen Bebauungsplan mit auf das Vorhaben ausgerichteten Festsetzungen belegt.

Die Bezugshshe fir die OK RFB im Erdgeschoss wird auf eine konkrete Héhenkote festgesetzt und ein Bebau-
ungsmodell gewdhlt, das verdichtet Wohnnutzung und auch kleinere Gewerbeeinheiten nicht-stérenden Gewer-
bes erméglichen soll. Die Geschosszahl wurde auf bis zu vier erhéht, um Wohnraum schaffen zu kénnen und
gleichzeitig sparsam mit Grund und Boden umzugehen.
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3. Planungsrechtliche Voraussetzungen

3.1 Regionalplan 17, Landesentwicklungsprogramm Bayern 2018, Fléchennutzungsplan

GeméfB § 1 Abs. 4 BauGB sind die Bauleitpldne den Zielen der Raumordnung anzupassen. Diese Ziele sind im
Landesentwicklungsprogramm Bayern — LEP 2018 — und im Regionalplan der Region 17 Oberland dargelegt.
Schongau liegt laut dem Landesentwicklungsprogramm im sogenannten Allgemeinen landlichen Raum. Schon-
gau bildet mit Peiting zusammen ein Mittelzentrum und liegt nicht im Bereich des Alpenplans. Landschaftlich und
touristisch liegt Schongau im Teilgebiet Pfaffenwinkel.

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan dient der verdichteten, flachensparenden Bebauung im erschlossenen
Bereich der stadtischen Siedlungslage Schongaus. Durch den neuen Bebauungsplan werden die bestehenden
Gebietskonzepte aufgenommen und lediglich auf ein geplantes Vorhaben konkretisiert. Insofern wird der Bebau-
ungsplan Ubergeordneten Planungszielen nicht entgegenstehen.

4. Planung

4.1 Bauliche Nutzung und Gestaltung

Das Plangebiet soll sich in die umgebende gemischte Nutzung einfigen. Die ausgeschlossenen Nutzungen be-
nétigen regelmafig grofere Flachen (Gartenbaubetriebe) oder sind anderswo in der Ortslage geeigneter ange-
sehen (Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungsgewerbes, Tank-
stellen, Vergnigungsstétten). Aus Larmschutzgriinden und zur Sicherstellung einer Mindestmenge an gewerbli-
chen Anteilen sind im Erdgeschoss nur gewerbliche Nutzungen zuléssig. Im Ubrigen gelten die im Durchfih-
rungsvertrag formulierten Vorhaben der Nutzung.

Es gilt die offene Bauweise (o). Die Rechtsgrundlage ist hierzu in § 22 Abs. 1 und 2 BauNVO gegeben.

Die Baugrenze darf durch Ausnahme fiir einzelne Gebéudeteile wie Gesimse und Dachibersténde bis zu

1,50 m Uberschritten werden. Dies gilt auch fir untergeordnete Vorbauten wie Balkone, Kellerlichtschéchte,
Treppenstufen, Vordécher und dergleichen, wenn sie insgesamt nicht mehr als ein Drittel der Breite der Auf3en-
wand des jeweiligen Gebdudes, héchstens jedoch insgesamt 5 m in Anspruch nehmen; im Ubrigen gilt hier Art.
6 Ziffer 6 der BayBO.

Um gesunde Wohnverhéltinisse im obersten Geschoss schaffen zu kénnen kann es erforderlich sein, Vorbauten
bis an die Baugrenze heranzufihren, die tiefere Abstandsfléchen zur Folge haben kénnen, als ein zurickversetz-
tes Laternengeschoss. Wirde die Tiefe der Abstandsfléchen nach Art. 6 Abs. 5 BayBO mit 0,4 H angewandt
kénnte es, je nach natirlichem Gelénde, zu Uberschreitungen der Abstandsfléchen tber das Grundstick hinaus
kommen. Dies betrafe die 8stliche Baugrenze in geringen Teilen und méglicherweise auch den sidlichen Teil.
Ziel der Festsetzung ist es, das konkret bekannte Vorhaben zu erméglichen und nicht den kleinrdumigen Hohen-
unterschieden des natirlichen Gelédndes im Bereich zu unterwerfen. Da das Vorhaben bekannt ist wurde nach

§ 9 Abs. 1 Nr. 2a BauGB i.V.m § 12 Abs. 3a BauGB festgesetzt, dass das im Vorhaben- und ErschlieBungsplan
konkretisierte Gebdude nach den MaBgaben des § 8 der Satzung (mit einer maximalen Héhe von 12,9 m Gber
der Hohe der Oberkante Rohfulboden im Erdgeschoss (OK RFB EG / OFRB EG) von 731,50 m UGNN) zuléssig
sein soll. Das néchstgelegene Nachbargebéude liegt Gber 12 m entfernt und gesunde Wohnverhélinisse (Belich-
tung, Durchliftung, etc.) bleiben gewahrt.

Garagen und Stellplétze:

Fur Garagen und Carports gilt auch die Linie nach 15.3 der PlanZV (rote Strich-Linie). Stellplétze dirfen auch
auBerhalb der so oder durch Baugrenzen festgelegten Bereiche errichtet werden, jedoch nicht auf festgesetzten
Grinfléchen. Vor dem Tiefgaragentor sind 6 m (eine Stellplatztiefe) einzuhalten, sodass wartende Fahrzeuge bei
der Offnung des Tores nicht im &ffentlichen StraBenraum stehen bleiben. Fur Fahrréder wird empfohlen, je
Wohneinheit mindestens einen Stellplatz vorzusehen.

Die Neigung der Tiefgaragenrampe wird abweichend zu § 3 Abs. 1 GaStellV mit 18% statt 15% zuldssig erklért.
Die Wannenausrundung und die Kuppe werden in der Ausfihrung der Tiefgarage entsprechend bericksichtigt.
Fur den nérdlichen Grundstiicksteil ist ein geschlossener Baukdrper mit Garagen vorgesehen, um das Erdge-
schoss gegen den von Norden her einwirkenden Lérm abzuschirmen. Dieses Gebéude ist stralenseitig anzubé-
schen, mit Humus zu Gberdecken und einzugrinen (vgl. Nachbargrundstiick).

5. Griinordnung

5.1 Natirliche Grundlagen

Das Grundstiick wurde bereits abgeschoben. Nach der Errichtung der Garagen soll der bisher mit Bdumen be-
standene Streifen als Larmschutzwall ausgebildet und als begriinte Béschung gegeniiber der Marktoberdorfer
StraBe in Erscheinung treten. Die Umgebung ist bereits im Bestand bebaut. Ein Kontakt zur freien Landschaft be -
steht nicht.
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5.2 Begriindung der grinordnerischen Festsetzungen

Die Festsetzungen sollen zur Einbindung ins Ortsbild beitragen. Insbesondere durch die Pflanzung der Gehélze
soll die Lebensraumqualitét erhalten bzw. geférdert werden. Béume beginstigen wesentlich die klimatischen
Faktoren (Sauerstoffproduktion, Wasserriickhalt, Schutz vor Sonnenstrahlung und Erosion).

Ost- und Sudfassaden sind mittels Rankhilfen (auch zur Uberbriickung des Sockels bzw. eines zurickspringenden
Erdgeschossteils) in Bereichen, die senkrecht dariber keine Balkone oder Fensteréffnungen enthalten mit Pflanz-
beeten zu versehen und geeignete Kletterpflanzen anzubringen. Die Anforderungen an die Wuchs- und Rankbe-
dingungen der jeweiligen Art sind dabei genauso zu beachten, wie die erforderliche Fassadenoberfldche und die

Gebdudestatik.
5.3 Private Grundstiicksfléchen

Die nicht Uberbauten privaten Grundstiicksfléchen sind als Grinfléchen anzulegen und mit standortgerechten
Bgumen, Strduchern und Stauden zu bepflanzen und gértnerisch anzulegen.

Fir die Durchgrinung des Baugebietes sollen bevorzugt Obstbdume verwendet werden, wobei auch Halbstam-
me gemdf Vorschlagsliste in der Satzung zuléssig sind. Es sind die zu pflanzenden Béume und Stréucher in der
Planzeichnung dargestellt. Steingérten und foliengedeckte Bereiche bieten keinen naturschutzfachlichen Wert
und verschlechtern die Versickerungsleistung der Oberfléichen. Diese stellen zudem keine gértnerische Gestal-
tung, sondern vollversiegelte Bereiche (Anrechnung auf GRZ) dar. Fir die Pflanzungen sind heimische Gehdlze
zu verwenden. Die Pflanzstandorte der Planzeichnung sind vorgeschlagen. Hiervon darf abgewichen werden,
wobei die Nachbarabsténde einzuhalten sind. Dargestellt sind sieben Baumstandorte (ca. 2.200 m?2 Baugrund-
stick, 1 Baum / 300 m?) im Grundsticksbereich und drei verbindlich in der privaten Grinflache mit Bepflan-
zungsauflagen zu setzende Gehélzstandorte. Damit sind bereits 15 (ein Baum je 5 erforderlicher, oberirdischer)
Stellplétze abgedeckt. Durch die Grinordnung sind auch fir Béume ersatzweise zu pflanzende Obstgehdlze und
Stréucher zugelassen. Die MaBnahmen dienen zur Durchgrinung. Die Arten und Standorte werden erst Uber die
Darstellungen im Freifléchengestaltungsplan verbindlich. Garagendécher werden begrint. Die Tiefgarage ist
hierzu mit mindestens 0,60 m Mutterboden zu Uberdecken. Stérkere Uberdeckung, um ausreichend Pflanzgrund
for Gehélze zu schaffen, ist zuléssig.

5.4 Freifléchengestaltung

Ein qualifizierter Freiflachengestaltungsplan (Gblicherweise M 1:200) enthalt regelméBig Informationen zur H6 -
henlage der Gebdude, Zufahrten, Stellplétze, Lagerfléchen, Abfallbehdlterstellfléchen, Pflanzstandorte mit den
zu pflanzenden Arten, Gberbaute und befestigte Fléchen, Entwésserung sowie Grinfléchen.

Auf dem Grundstiick sind, da mehr als 3 Wohnungen auf dem Grundstick errichtet werden nach Art. 7 Abs. 3
BayBO Kinderspielpldtze einzurichten. Es wird empfohlen, dies im Freifléchengestaltungsplan zu bericksichtigen.

6. Immissionsschutz, Umweltgestaltung

6.1 Immissionsschutz

Gegeniber dem 2019 betrachteten Bebauungskonzept ist das gegensténdliche Gebéude um bis zu 20 m ge-
gentber der Marktoberdorfer Strafle zuriickversetzt. Unter konservativem Ansatz und zu Gunsten gesunder
Wohn- und Arbeitsverhdltnisse sind somit gegeniber der betrachteten Situation nur Verbesserungen zu erwarten.
Die Auflagen zum Schallschutz in § 11 der Satzung entsprechen den vorgeschlagenen fachlichen Empfehlungen
des Gutachterbiros. Im Detail wird auf die Ausfihrungen im Gutachten verwiesen. Teils kann durch einen ge-
schlossenen Baukérper fir Garagen die erforderliche Schallschutzmafinahme gegeniber der Marktoberdorfer
StraBBe umgesetzt werden. Zur besseren Einbindung werden die Garagen zur Strafle hin angeschittet und Gber-
deckt, sodass ein begrinter Larmschutzwall entsteht. Im weiteren Verlauf nach Westen wird eine schalldédmpfen-
de Einfriedung (absorbierende Larmschutzwand) mit einer Héhe von bis zu 3,3 m Uber der Stralenoberkante er-
forderlich. Fur die Gestaltung sind in der Ausfihrung begrinte, hélzerne oder in naturnahen Holzfarben gehalte-
ne Elemente zuldssig.

6.2 Abfallvermeidung, Abfallverwertung, Abfallentsorgung

Die Entsorgung der in seinem Gebiet anfallenden Abfélle obliegt dem Landkreis Weilheim-Schongau.

1. Alle Grundsticke, auf denen regelméfig Abfélle anfallen, sind an die dffentliche Abfallentsorgung anzu-
schlieBen. Hierfir sind auf den Grundsticken geeignete Einrichtungen zur Aufstellung der erforderlichen Ab-
fallsammelbehélter zu schaffen.

2. Die Verkehrsfléchen sind so anzulegen, dass eine ordnungsgeméfie Entsorgung der Haus-, Sperr- und Ge-
werbeabfdlle im Rahmen der Einsammlungs- und Beférderungspflicht des Landkreises méglich ist. Unter
Einhaltung geltender Bestimmungen, insbesondere der einschldgigen Unfallverhitungsvorschriften, missen
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die Grundsticke durch die Abfalltransportfahrzeuge in Vorwértsrichtung uneingeschrankt angefahren wer-
den kénnen.

3. Sofern Grundstiicke nicht an einer durchgehend befahrbaren Verkehrsfléche liegen, sind entsprechende
Wendekreise bzw. Wendefléchen mit einem Durchmesser von 21 Meter einzuplanen. Ansonsten sind in zu-
mutbarer Entfernung an der néchstliegenden durchgehend befahrbaren Verkehrsfléche Stellplatze fir Abfall-
behdaltnisse sowie fir die Bereitstellung sperriger Abfélle vorzusehen.

In der Stadt Schongau steht ein Wertstoffhof zur Verfigung. An diesem kénnen Abfélle entsprechend den gelten-
den Annahmekriterien angeliefert werden.
6.3 Altlasten / Bodenschutz

Altlasten:
Nach den vorliegenden Unterlagen befinden sich im Geltungsbereich des Planes keine altlastverdéchtigen Abla-
gerungen.

Schutzgut Boden:

Die Versiegelung des Bodens ist gering zu halten. Schadstoffbelasteter Boden und Aushub, der bei Bauarbeiten
anfallt, ist entsprechend der Abfall- und bodenschutzrechtlichen Vorschriften ordnungsgeméf und schadlos zu
entsorgen. Hierlber sind Nachweise zu fihren und dem Landratsamt auf Verlangen vorzulegen.

6.4 Klimaanpassung

Die Einrichtung von Solarenergieanlagen (nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) ist als MaBnahme zum Klimaschutz
vorgeschrieben. Werden Dachfldchenbereiche des 3. Obergeschosses nicht mit Solarenergieanlagen belegt ist
dies nur zuléssig, wenn dies technisch zu begriinden ist. Durch die Nutzung und den sachgemé&Ben Umgang mit
anfallendem Regenwasser werden die Wasserreserven geschont. Ein Entwésserungskonzept ist zu erstellen und
die Brauchwassernutzung wird empfohlen.

6.5 Naturschutzfachliche Eingriffsregelung und Ausgleich

Es handelt sich um einen Bebauungsplan der Innenentwicklung. Es sind keine Ausgleichsmafinahmen vorgese-

hen. Es gilt § 13a Abs. 2 Nr. 4. BauGB.

,Im beschleunigten Verfahren gemdB § 13a BauGB gelfen in den Fdllen des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 1 Eingriffe, die auf
Grund der Aufstellung des Bebauungsplans zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 6 vor der planeri-
schen Entscheidung erfolgt oder zuldssig.”

6.6 Uberschlagige Betrachtung der Schutzgiiter

Mit Grund und Boden wird sparsam umgegangen. Es werden vorbelastete Innenbereichsfléchen mit verdichteter
Bebauung belegt, was die Inanspruchnahme von Auienbereichsfléchen vermeidet.

Zur Verbesserung des Wasserhaushalts werden Garagen und Tiefgaragen begrint. Das Dachwasser wird vor-
aussichtlich aufgefangen und als Brauchwasser genutzt. Der naturnahen Versickerung soll der Vorzug gegeben
werden, um die Grundwasserneubildung zu beginstigen. Zum Schutz bei Starkregenereignissen wird die OK
RFB EG mindestens ca. 20 cm Uber dem Geléndeniveau liegen.

Die Pflanzgebote fir Gehdlze verbessern das Kleinklima im Bereich. Kleinbéume sollen mit den Stellplétzen und
Fahrwegen assoziiert werden, um die Erhitzung von Asphaltfléchen zu reduzieren. Dachbegrinung reduziert die
Erwérmung der Gebdude.

Der stark vorbelastete Innenortsbereich erféhrt durch gértnerische Pflege und Bepflanzungsauflagen eine Auf-
wertung.

Der Gebéudelérmschutz wurde an Hand gutachterlicher Betrachtungen erarbeitet und sorgt dank geeigneter ar-
chitektonischer Gestaltung fir gesunde Wohn- und Arbeitsverhdltnisse. Im Erdgeschoss bzw. auf den Freiflachen
wird durch den geschlossenen Garagenriegel und die Lérmschutzwand weniger Straf3enlérm auftreten.

Die Landschaft ist auf Grund der Innenortslage nicht direkt betroffen. Die Durchgriinung sorgt fir ein angeneh-
meres Ortsbild. Kultur- und Sachgiter sind voraussichtlich nicht betroffen. Zur Férderung der regenerativen
Energien werden Solarenergieanlagen auf dem Dach des Laternengeschosses vorgeschrieben.
Wechselwirkungen zwischen den Schutzgitern werden durch die vorgenannten MaBnahmen gering und in einem
unschéadlichen Ausmaf3 gehalten

7. Technische Infrastruktur, ErschlieBung

7.1 StraBen

Die ErschlieBungsstraBBen sind bereits hergestellt. Das Umfeld ist rundherum bebaut. Die privaten Stralen um
das Gebéude werden gemdaf VEP angelegt. Die Einfahrt erfolgt Gber die ZugspitzstraBie. Ausgefahren wird auf
die am Baugrundstiick in einen Wendehammer endende Klammspitzstrafie.
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7.2 Wasserwirtschaft

Die anfallenden héuslichen Abwdésser sind gemaB ErschlieBungsplanung an die Kanalisation und an die Kléran-
loge angeschlossen.

Die Wasserversorgung einschlieBlich der Loschwasserbereitstellung Gber Hydrant erfolgt durch die Stadt Schon-
gau. Die Trinkwasserversorgung ist sichergestellt.

Das Oberfléchenwasser soll grundsdétzlich an Ort und Stelle — soweit grundwasserunschadlich — Uber die belebte
Oberbodenzone zur Versickerung gebracht werden, soweit es die Bodenverhélinisse zulassen. Mit Einreichung
der Bauvorlagen hat der Bauherr gegeniiber der Stadt Schongau den Nachweis Gber die Versickerung von Nie-
derschlagswasser auf dem Baugrundstiick zu erbringen; der Uberlauf kann in den Regenwasserkanal eingeleitet
werden.

Grundsatzlich soll der Anteil der versiegelten Fléchen so gering wie méglich gehalten werden und private Ver-
kehrs- und Hoffléichen sowie von Stellplétze versickerungsféhig gestaltet werden (Pflaster, wassergebundene De-
cke, o0.d.). Das DWA M 153 "Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser" als fachliche Grundlage
fur die Niederschlagswasserentsorgung und das DWA Arbeitsblatt A 138 "Planung, Bau und Betrieb von Anla-
gen zur Versickerung von Niederschlagswasser" sind zu beachten.

7.3 Stromversorgung / Telekommunikation

Im Bereich bestehen bereits Leitungsanschlisse.

Die Versorgungsunternehmen werden am Verfahren beteiligt.

7.4 Regenerative Energien

Die Stadt wird Formen der regenerativen Energie befirworten und unterstitzen. Dies gilt fir eine Solaranlage auf
dem Dach oder auch als Teil der Fassade. Fir die entsprechenden Nutzformen wurde ausreichend Gestaltungs-
raum innerhalb der Festlegungen der Satzung gewdhrt.

7.5 Brandschutz

Die zum Brandschutz erforderlichen Mafinahmen, wie ausreichender Wasserdruck, Hydranten, Zufahrten u. dgl.
sind in Abstimmung mit dem Kreisbrandrat des Landkreises Weilheim-Schongau zu veranlassen. Das Vorhaben
hat Gebédudeklasse IV. Es wird fir die nétigen Rettungsfahrzeuge anfahrbar angelegt.

8. Kartengrundlage
Es wurde die von der Stadt zur Verfigung gestellte amtliche digitale Flurkarte (Stand: August 2021) verwendet.

Aufgestellt:

Kaufbeuren Schongau, den

Thomas Haag, abtplan Falk Sluyterman van Langeweyde,
Avrchitekt und Stadtplaner Erster Borgermeister
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	6.3 Die Garagenanlage an der Marktoberdorfer Straße ist zu dieser Straße hin anzuschütten. Die entstehende Böschung ist zu begrünen, sodass mit der Dachbegrünung der Garagen ein geschlossenes Grün entsteht.
	6.4 Vor Garagentoren sind mindestens 6 m Abstand zur Hinterkante der öffentlichen Straße einzuhalten. Die in der Planzeichnung dargestellten Stellplätze sind verbindlich einzurichten.
	6.5 Für (Tief-)Garagen und deren Einfahrten gilt auch die rote Linie nach 15.3 PlanZV gemäß Planzeichnung. Das Dach der Tiefgarage ist mit mindestens 0,60 m Mutterboden zu überdecken und zu begrünen.
	6.6 Stellplätze dürfen nicht versiegelt werden müssen versickerungsfähig ausgeführt werden
	6.7 Die notwendige Anzahl der Stellplätze bemisst sich auf Grundlage der Satzung der Stadt Schongau über die Herstellung von Stellplätzen (Stellplatzsatzung) in der aktuell gültigen Fassung (vorliegend i.d.F. vom 12.09.1994)
	6.8 Für die Neigung der Rampe der Tiefgarage ist bis zu 18 v.H. (abweichend zu § 3 Abs. 1 GaStellV) zulässig.
	6.9 Im Übrigen gilt die Stellplatzsatzung der Stadt Schongau.

	§ 7 Grünordnung
	7.1 Die nicht überbauten Flächen des Baugrundstücks sind in landschaftsgerechter Art und Weise mit heimischen Gehölzen zu bepflanzen, zu begrünen und zu unterhalten. Steingärten und foliengedeckte Gartenflächen stellen keine gärtnerische Gestaltung dar und sind unzulässig.
	7.2 Auf dem Baugrundstück sind pro 300 m² ein Baum der 2. Wuchsordnung, zwei Obstbäume (Halbstamm) oder fünf Sträucher gemäß der nachfolgenden Pflanzliste zu pflanzen. Von den Pflanzstandorten der Planzeichnung kann innerhalb des Grundstücks bzw. innerhalb der Grünfläche mit Bepflanzungsauflagen abgewichen werden. Die Grenzabstände gemäß AGBGB sind einzuhalten.
	7.3 Je fünf erforderliche Kfz-Stellplätze ist ein Kleinbaum mit einer Wuchshöhe von 5 bis 10 m gemäß der Pflanzliste auf dem Baugrundstück zu pflanzen. Für die Bepflanzung sind heimische Gehölze zu verwenden.
	7.4 Dem Bauantrag ist ein Freiflächengestaltungsplan beizulegen.
	7.5 Für die vorgenannten Eingrünungsmaßnahmen können heimische Arten aus der nachfolgenden Pflanzliste ausgewählt werden. Hinweis: Die mit „*“ markierten Arten fallen unter das Forstvermehrungsgutgesetz (FoVG).

	§ 8 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen/ Gestaltung der Gebäude/ Maß der Baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 4 BauGB und Art. 81 BayBO)
	8.1 Es werden für das Gebäude nachfolgende Bestimmungen getroffen:
	8.2 Die Oberkante der Brüstung im dreigeschossigen Bereich wird auf 10 m beschränkt. Es gilt hier das senkrechte Maß von der festgesetzten Höhenkote bis zum oberen Abschluss des Bauteils
	8.3 Die Dacheindeckung nicht begrünter Dächer hat mit gleichfarbig roten, braunen oder anthrazitfarbenen Dachpfannen zu erfolgen. Für Flach- und Pultdächer sind Eindeckungen in Blech zulässig. Gauben, Giebelaufbauten und negative Dacheinschnitte sind unzulässig. Unabhängig von den o. g. Vorschriften sind Materialien zulässig, die für Solarenergieanlagen üblich bzw. erforderlich sind. Dachbegrünung ist zulässig.
	8.4 Fassaden:
	8.4.1 Außenwände sind in herkömmlicher handwerklicher Art glatt zu verputzen. Hierbei sind nur Kalk- oder Mineralfarben in gebrochenen weißen oder in sandigen Tönen zulässig. Alternativ können Holzverkleidungen angebracht werden. Der Anstrich von hölzerner Fassadenverkleidung hat naturfarben (Grau- bis Braunschattierungen) zu erfolgen, wobei naturbelassenes Holz zulässig ist. Unabhängig von den o. g. Vorschriften sind bis zu 50 % der gesamten Fassaden des jeweiligen Gebäudes in Farben zulässig, die für Solarenergieanlagen üblich bzw. erforderlich sind.
	8.4.2 Süd- und Ostfassaden in Bereichen ohne darüberliegende Balkone und Fensteröffnungen sind zu begrünen. Dazu sind Pflanzstreifen für geeignete Kletterpflanzen anzulegen und, falls im Erdgeschoss erforderlich, geeignete Rank- und Kletterhilfen anzubringen. Fassadenoberflächen, Verankerungen und Statik sind dabei auf die Anforderungen der Art der Bepflanzung abzustimmen.
	8.5 Für Dachflächen des 3. Obergeschosses sind Solarenergieanlagen vorgeschrieben. Die vollständige Eindeckung im Rahmen der technischen Realisierbarkeit ist anzustreben. Eine Aufständerung ist bis 0,6 m über der Dachoberfläche zulässig. Diese Solarenergieanlagen fallen nicht unter die Begrenzung für die maximal zulässige Gebäudehöhe.
	8.6 Balkone, Erker und Vorbauten sind in Konstruktion und Material auf die Art des Gebäudes abzustimmen.

	§ 9 Einfriedungen/ Freiflächengestaltung / Niederschlagswasser
	9.1 Einfriedungen, Zäune und Sträucher zum öffentlichen Straßenraum dürfen die Verkehrssicherheit nicht beeinträchtigen. Einfriedungen und Zäune müssen mindestens 0,5 m gegenüber der öffentlichen Verkehrsflächen zurückversetzt werden.
	9.2 Stützkonstruktionen im Bereich der Freiflächen sind optisch zu gliedern, in einer Bauweise auszuführen, die für Wasser und Kleinlebewesen durchlässig ist (z.B. Trockenmauern aus Natursteinen, Gabionen, mindestens abschnittsweise 15 cm Bodenfreiheit etc.) und dauerhaft zu begrünen.
	9.3 Wo die Schallschutzmaßnahme (gem. § 11.2.2) nicht als begrünter Wall ausgeführt wird, ist eine Schallschutzwand zu errichten. Diese ist begrünt oder in natürlichem Holz bzw. in natürlichen Holzfarben zulässig. Ihre bauliche Höhe ist auf das für die Schallschutzmaßnahme erforderliche Maß zu beschränken.
	9.4 Es ist im Rahmen der Eingabeunterlagen ein mit dem Freiflächengestaltungsplan abgestimmtes Entwässerungskonzept für das Grundstück vorzulegen. Das anfallende Oberflächenwasser darf nicht auf öffentliche Verkehrsflächen abgeleitet werden. Niederschlagswasser von Dachflächen soll gesammelt und als Brauchwasser (z.B. zur Gartenbewässerung) Verwendung finden.
	9.5 Abgrabungen und Aufschüttungen sind im für das Vorhaben erforderlichen Maß zulässig. Tiefgaragen sind, sofern nicht für Treppenabgänge, Lüftungsschächte und Zufahrten und dgl. benötigt, anzuschütten und zu überdecken. Hinweis: Bei den notwendigen Erdarbeiten ist der Sicherung des Oberbodens besondere Aufmerksamkeit zu schenken. Gemäß § 202 BauGB ist der Oberboden in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen.

	§ 10 Werbeanlagen
	10.1 Werbeanlagen dürfen durch Größe und Gestaltung nicht aufdringlich wirken und das Orts- und Landschaftsbild nicht wesentlich stören, auffallende Leuchtfarben dürfen nur untergeordnet Verwendung finden.
	10.2 Werbeanlagen auf dem Dach sind unzulässig. Auch Muster oder Schriften die durch die Verwendung unterschiedlicher Dachziegelfarbtöne entstehen, sind unzulässig. Sonstige Werbeanlagen in Form von Firmennamen und –Logos sind in Ihrer Ausdehnung auf eine Fläche von maximal 0,5 m² zu beschränken. Ihre Höhenlage ist auf 3,00 m über dem Gelände zu beschränken.

	§ 11 Immissionsschutz
	11.1 Die schalltechnische Untersuchung der hils consult gmbh (22024_bpl_str_gu01_v2) vom 01.04.2022 ist in ihrer Gesamtheit Bestandteil des Bebauungsplanes.
	11.2 Verkehrslärm
	Vorbemerkung Für das Gebäude ist teilweise mit erheblichen Einwirkungen bzw. Beeinträchtigungen aus Verkehrsgeräuschen insbesondere durch die Marktoberdorfer Straße sowie Zugspitzstraße zu rechnen. Die gebietsspezifischen Orientierungswerte (ORW) nach Bbl. 1 zu DIN 18005-1 für Mischgebiete [von 60/50 dB(A) tags-über/nachts] werden dabei teilweise nicht eingehalten und um bis zu 7 dB(A) tagsüber bzw. 9 dB(A) nachts überschritten. Die als obere Anhaltswerte anzusehenden Immissionsgrenzwerte (IGW) nach 16. BImSchV werden dabei jedoch lediglich im Nachtzeitraum an den, den Straßen unmittelbar zugewandten Fassaden um bis zu 5 dB(A) überschritten. Konzeptionelle Maßnahmen zum Schallschutz sind daher erforderlich.
	Schallschutzmaßnahmen:
	11.2.1 Laubengangerschließung Für die der Marktoberdorfer Straße und Zugspitzstraße zugewandten Fassaden, mit schutzbedürftigen Nutzungen, ist für das 1.OG und 3.OG eine geschlossene Laubengangerschließung mit einer Einfügedämpfung von mindestens 12 dB vorzusehen. und
	11.2.2 Errichtung Schallschutzwand/ Wall Errichtung einer abschirmwirksamen (schalldicht geschlossenen) Schallschutzwand-/Wall Höhe H = 3,3 m an der Marktoberdorfer Straße, H = 3 m entlang der Zugspitzstraße, (Gesamt-) Länge ca. L = 76 m, schalltechnische Eigenschaft: absorbierend, Reflektionsverlust ≥ 3 dB und
	11.2.3 Erforderliche Luftschalldämmung Außenbauteile: Auch unter Berücksichtigung einer geschlossenen Laubengangerschließung sind bei Bauanträgen nachfolgende erforderliche Schalldämm-Maße der Fassaden zu beachten, soweit nicht durch eine konkrete Prüfung (Nachweis gegen Außenlärm) niedrigere Werte (z.B. aufgrund von Grundrissorientierung, Abschirmung o.ä.) nachgewiesen werden können.
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